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I. Zum Gegenstand
Wenige Erlasse römischer Kaiser sind in der mo-
dernen Forschung so kontrovers diskutiert wor-
den wie die Constitutio Antoniniana. Bis zum 
Beginn des 20. Jahrhunderts allerdings hat der 
Gegenstand nur geringe Aufmerksamkeit er-
fahren; auch waren nur spärliche Informationen 
dazu verfügbar: Der Jurist Ulpian berichtet, dass 
‚alle‘ im Römischen Reich aufgrund eines Ge-
setzes des Kaisers Antoninus zu römischen Bür-
gern geworden seien.1 Die gleiche Nachricht ﬁn-
det sich beim Historiographen Cassius Dio, der 
sie indes noch um eine Interpretation ergänzt: 
Es habe sich nur scheinbar um eine Ehrung ge-
handelt; tatsächlich sei es dem Herrscher ledig-
lich um eine Erhöhung des Steueraufkommens 
gegangen.2 Keiner der beiden zeitgenössischen 
Gewährsmänner jedoch tradiert den originalen 
Wortlaut des Edikts, obwohl er ihnen offenkun-
dig noch bekannt war. Spätantike wie auch 
frühneuzeitliche Autoren, die auf die Verfügung 
rekurrieren, stützen sich mehrheitlich auf jene 
knappe Zusammenfassung Ulpians, nun aber 
ohne Kenntnis des Ausgangstextes. Die frühe 
Forschung zu der Thematik, die im 19. Jahrhun-
dert einsetzt, folgt zumeist Cassius Dio, greift 
dabei gern auch dessen Mutmaßungen über die 
Intention des Kaisers auf und präsentiert diese 
nicht selten als historisches Faktum. Auch sie 
operiert – in Ermangelung dokumentarischer 
Überlieferung – einzig mit Sekundärzeugnissen.
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts dann ist der Ori-
ginaltext auf einem Papyrus der Gießener Papy-
russammlung wiederentdeckt worden – ein für 
die Wissenschaft sensationeller Fund, der indes 
Der Papyrus P. Giss 40 I. Der Text der Constitutio Antoniniana beﬁndet sich in der linken Kolumne.
(Foto: Universitätsbibliothek Gießen/Barbara Zimmermann)
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zunächst mehr Fragen aufgeworfen als beant-
wortet hat: Der Text – es handelt sich um eine 
griechische Übersetzung der ursprünglich latei-
nischen Konstitution (solche wurden für den 
Gebrauch in griechisch-sprachigen Provinzen re-
gelmäßig angefertigt) – ist nur fragmentarisch 
erhalten. Eine vollständige Rekonstruktion 
bleibt uns entsprechend versagt; nichtsdesto-
trotz konnten die für das Verständnis der Rege-
lung einschlägigen Passagen mittlerweile eini-
germaßen zufriedenstellend erschlossen wer-
den.
Auf dieser Grundlage ist nunmehr gesichert, 
dass Kaiser Caracalla als Urheber der Maßnah-
me anzusehen ist – dies geht aus dem in der er-
sten Zeile angeführten Herrschertitel unmissver-
ständlich hervor; die literarischen Zeugnisse, die 
den Namen ‚Antoninus‘ überliefern, sind dage-
gen mehrdeutig.3 Noch immer nicht mit letzter 
Gewissheit geklärt sind der genaue Anlass und 
die Entstehungssituation. Da sich die Schlusszei-
le des Gesetzes, die u.a. eine Datumsangabe 
umfasst haben dürfte, nicht erhalten hat, ist der 
exakte Zeitpunkt der Promulgation nicht mehr 
festzustellen. Gleichwohl liefert uns der Papyrus 
diesbezüglich einen wichtigen Hinweis: Er ent-
hält zwei weitere Gesetze Caracallas, die hinter 
der Constitutio notiert sind. Deren erstes – ein 
Amnestieerlass – ist explizit auf das Jahr 212/213 
datiert. Wenn wir davon ausgehen, dass die 
Kanzlei die Schreiben in korrekter chronolo-
gischer Reihung auf den Papyrus aufgebracht 
hat, ist daraus für die Constitutio auf eine Ent-
stehung im Jahr 212 zu schließen. 
Wörtlich heißt es in dem Papyrus:4
ϭՠ⤀ٕʉʃʌɳٕʘʌմɲ⢇ʍɲʌնɳࢗʌาʃาʉาʎาՠา⤀ʌɼʄาɿา࢖ʉʎփɸʉʐ⡡ʌʉʎࢗઇาʆٕʘʆา⢇ʆʉ࢖ʎࢗեา࢖⤀ʍɸب⡠ࢗʎʄɹذɸɿ࢒
ࢗɻʅ⠨ʄʄʉาʆาɲาʆา࢖าาาาาาาาٕ⠧ࢗʎɲ⡴าٕาـาɲาʎʃาɲา⢆า าٕʉ࢖⤒ʎࢗʄา࢖ʉذɿࢗʍʅาʉ⤒ʎ
ɽࢗɸʉ⢇ʎ࢖ٕʉ⢇ࢗʎ⠘ɽ࢖ɲʆࢗɳٕʉɿʎɸา⤀ʖɲาʌɿʍٕɼʍɲɿʅɿࡓ⢔ٕɿٕ⡡า࢖ʎࢗ าٕʉɿɲʑٕɻ࢖ʎࢗ
ࢗɻาʍาʅɸʍʐ࢖ʆɸٕࢗɼาʌɻʍɲาʆࡖٕʉɿذ࢖ɲࢗʌʉ⤓ʆʆาʉʅาـɺʘ࢖ʉࢗ⤅ٕʘʅɸ
ϱࢗʘาʎɷʑ࢖ʆࢗɲาʍɽɲɿٕา⡳ʅɸذɲʄาɸɿʊาٕɻٕɿɲ⤀ٕ⤦าʆٕ⢗⡸ʃาɲʆา⢗ʆʋʉɿࢂ
ɸ⢇ʆ⢓ʍࢗɳʃɿʎ⡃⠧ʆ⤄า࢖ʋࢗɸาɿาʍɹʄɽ࢖ʘʍࢗɿาʆɸ⡴ʎٕʉ⤒ʎ⡃าʅาʉา⤒าʎ⠘ʆ࢖ɽʌࢗ٥ʋʉʐʎ
ࢗʆาɽɸ⤦ʆʍʐʆɸาɿา࢖ʍࢗɸʆɹذ࢖ʃʉɿࢗʅาɿࡖɷـɷʘʅาɿٕʉ⢇ʎʍʐʆɳʋɲࢂ
ʍɿʆʃɲٕ⠧ٕࢗ⡠าʆʉ⡴ʃʉʐʅɹʆาɻาʆʋ࢖ʉʄɿٕࢗɸـɲʆ➁ʘʅɲـʘʆࡓʅาɹาʆʉʆٕʉʎ
ٕʉ⤓ɷɿʃɲـʉʐٕ⤦ʆʋʉʄɿٕɸʐʅࢗɳٕʘʆาࡓʖʘʌ࢖⢆ʎࢗٕ⤦ʆ࢖าาࢗɷาɸɿٕาɿʃـʘʆࡖ⢐า࢖ʔࢗɸาـʄɸɿذ⠧ʌٕ⢗
ϭϬࢗʆาɸาɿʆʋɳʆٕɲɲา࢖าาาࢗɲ⡒ɷɻʃ࢖ɲࢗ⢆ٕ⡳ʆـʃ⡢⡃ʆʋɸʌɿɸɿࢂ
ʄɻʔࢗɲาذʅɲาา࢖าาࢗʄ٥ʍɸɿ࢖ٕ⡠ʆࢗʅɸذɲʄɸɿʊٕɻٕɲ࢖ٕʉࢗ⤓า➁ʘʅɲ࢖ـࢂࢗ
ࢗาʋɸʌ⢆ٕʉ⤒ʎา࢖าาาาࢗʐʎذɸาذɸʆา⡡ʍาɽɲ࢖ɿࢗ⡰ʋɸʌɷ࢖ࢗ
Kaiser Mar]cus Aurelius [Severus] Antoninus E[usebe]s verkündet: […] eher […] die Gründe 
und die Überlegungen … […] den unsterblichen Göttern möchte ich danken, dass sie mich 
in einer solchen [Gefahr?] gerettet haben. Daher glaube ich denn in dieser Weise [fromm 
o.Ä.?] ihrer Größe entsprechend zu handeln, [wenn ich…], sooft zu meinen Untertanen 
[andere Menschen?] kommen, [sie zu den Heiligtümern?] der Götter bringe. Ich verleihe 
allen [… im] Reich das Römische [Bürgerrecht?]. Dabei behalten [die Rechtsansprüche der 
Gemeinwesen] ihre Gültigkeit abgesehen von den […]. Denn es soll … […] alles […] schon 
auch durch den Sieg umfass … […] der Erlass möge die Größe des römischen Volkes …“5
Der Kaiser selbst also hebt hervor, dass er das 
Edikt aus Dankbarkeit gegenüber den Göttern, 
konkret für die Errettung aus einer Gefahr, pro-
mulgiert habe (Z. 3f.). Wenn wir von 212 als 
Entstehungsjahr ausgehen, dürfte ein Konﬂikt 
mit seinem Bruder den Anlass gegeben haben: 
Caracalla bezichtigt jenen Ende 211, ihm nach 
dem Leben zu trachten, um sich zum alleinigen 
Kaiser aufschwingen zu können. Er lässt ihn tö-
ten und eine damnatio memoriae über ihn ver-
hängen. Zeitgenössische Autoren kolportieren 
demgegenüber, dass Caracalla derjenige ge-
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wesen sei, der eine Alleinherrschaft zu erringen 
suchte und sich daher des Bruders entledigen 
wollte.6 Welche Variante zutreffend ist, wird 
sich mit letzter Sicherheit nicht mehr bestim-
men lassen. In jedem Fall präsentiert sich der 
Kaiser hernach als Sieger wie auch als von den 
Göttern Erretteter. Er spricht den Göttern ge-
genüber seinen Dank aus und offeriert zugleich 
(nahezu) allen freien Bewohnern des Imperium 
Romanum, die zu jenem Zeitpunkt noch nicht 
den Status von cives Romani innehatten, das 
römische Bürgerrecht (Z. 7f.).
Auf den ersten Blick scheinen diese beiden Akti-
onen nicht viel miteinander zu tun zu haben. 
Demzufolge hat man die Verordnung bis vor ei-
nigen Jahrzehnten – sofern man sie nicht mit 
Cassius Dio als kalkulierten ‚Steuertrick‘ abgetan 
hat – zuweilen als Ausdruck von ‚Caesaren-
wahn‘ gedeutet. Heute wird dies anders gese-
hen: Für jeden römischen Kaiser war essentiell, 
sich als Euerget zu betätigen und sich entspre-
chend zu inszenieren, um die im Reich maßgeb-
lichen Gruppen – insbesondere das Heer, die 
hauptstädtische Bevölkerung sowie den Senato-
renstand – an sich zu binden. Caracalla hat den 
Erwartungen der Soldaten wie auch der plebs 
Romana vollumfänglich entsprochen, hat die 
der Senatoren jedoch weitgehend ignoriert. 
Dies hat erhebliche Irritationen in jenem Stand 
ausgelöst, die sich im Bild des Kaisers bei Cassi-
us Dio niederschlagen – dieser gehört seinerseits 
dem ordo senatorius an und richtet sich auch 
vorrangig an Standesgenossen als Adressaten.
Bei unserem Dekret tritt zu dem klassisch-euer-
getischen Moment aber offenkundig noch et-
was anderes hinzu: Caracalla nimmt die Groß-
zügigkeit der Götter zum Anlass, sich seiner-
seits dem Volk gegenüber generös zu zeigen. 
Er möchte der Bevölkerung eine Gabe zukom-
men lassen, die zum einen deren Würde erhöht 
und sie zum anderen motiviert, ihrerseits den 
Göttern zu huldigen. Politische und religiöse 
Gesichtspunkte sind hier eng verwoben.7 Kult-
teilnahme und Bürgerrecht werden in unmittel-
baren Zusammenhang gebracht. Das ist aus rö-
mischer Sicht keinesfalls abwegig: Beide Ele-
mente verbindet, dass sie sich bereits in der 
Vergangenheit als effektive Instrumente der 
Romanisierung und damit der Förderung der 
Identiﬁkation mit dem Reich erwiesen haben. 
Zudem spiegelt sich hier die in der römischen 
Welt gängige Vorstellung wider, dass das Reich 
sowohl eine Kult- als auch eine Rechtsgemein-
schaft darstellt. Das Recht hatte allerdings bis-
her den exklusiveren Charakter und wurde in 
noch höherem Grade als Inbegriff von romani-
tas verstanden.8
II. Zur Bedeutung im historischen  
Kontext
Über lange Zeit eingehend diskutiert wurde, 
was es in der Zeit überhaupt bedeutete, rö-
mischer Bürger zu werden, und wie viele Per-
sonen von der Regelung betroffen waren. Das 
römische Bürgerrecht bildete in der Kaiserzeit 
anders als in der Republik nicht mehr die Vor- 
aussetzung für politische Teilhabe, sondern be-
inhaltete einen privilegierten Rechtsstatus. Bis 
zu Caracalla gliederte sich die freie Bevölke-
rung in römische Bürger (cives Romani) und 
‚Fremde‘ (peregrini). Das Bürgerrecht wurde 
gewöhnlich qua Geburt erlangt, wobei der Sta-
tus der Mutter maßgeblich war. Daneben 
konnte es durch den Kaiser verliehen werden. 
Es hatte dabei den Charakter eines Privilegs wie 
auch einer Auszeichnung für besondere Ver-
dienste um das Reich. Bedacht wurden zuvor-
derst die Angehörigen der provinzialen Eliten, 
die sich in ihren Städten als Stadträte oder als 
Inhaber von Magistraturen engagierten, sowie 
Soldaten, wenn sie nach 25 Jahren ehrenhaft 
aus dem Dienst entlassen wurden.9 Die Mehr-
zahl der peregrini gehörte keiner dieser beiden 
Gruppierungen an und hatte damit nur sehr 
geringe Aussichten auf Empfang des Bürger-
rechts. Außergewöhnlich an der Bestimmung 
Caracallas ist nun, dass sie sich auf (nahezu) 
sämtliche Freien bezog und der rechtlichen Dis-
kriminierung der peregrini ein Ende setzte. Die 
kategoriale Differenzierung zwischen Römern 
und peregrini, die seit der Republik für die po-
litische und rechtliche Praxis kennzeichnend 
war, existierte fortan nicht mehr.
Römischer Bürger zu werden meinte im Prinzi-
pat vor allem, eine Verbesserung des personen-
rechtlichen Status zu erfahren,10 die sich im 
Straf- wie im Zivilrecht manifestierte: Als rö-
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mischer Bürger konnte man an den Kaiser ap-
pellieren, auf die Weise etwa Einspruch gegen 
ein Gerichtsurteil erheben. Wurde man eines 
Kapitalverbrechens bezichtigt, hatte man An-
spruch auf einen Prozess vor dem Kaiserge-
richt. Man durfte also nicht von einem provin-
zialen Gericht verurteilt oder gar auf Initiative 
eines Provinzstatthalters aufgrund bloßer diszi-
plinarischer Gewalt hingerichtet werden. Im 
Prozess hatte man keine Folter zu fürchten. Ein 
Todesurteil war nur bei Tötungsdelikten resp. 
Hochverrat zulässig – peregrini dagegen konn-
ten auch bei geringfügigeren Vergehen zum 
Tode verurteilt werden. Für den Fall, dass es 
doch zu einem Todesurteil kam, wurde dieses 
zumindest nicht auf entwürdigende Art voll-
streckt: Hinrichtungen durch Kreuzigung, Er-
tränken oder den Tod in der Arena galten für 
römische Bürger als inadäquat. Aber auch wer 
nicht strafrechtlich belangt wurde, erlangte 
durch das römische Bürgerrecht entschei-
dende Vorzüge: Ihm war gestattet, nach rö-
mischem Recht Verträge zu schließen, was 
nachgerade im Geschäftsverkehr mit anderen 
Romani wesentliche Vorteile mit sich brachte. 
Des Weiteren waren er oder sie befugt, eine 
rechtsgültige Ehe einzugehen; Nichtrömern 
hingegen war nur der sog. Konkubinat mög-
lich. Er oder sie vermochten nach römischem 
Recht zu erben wie auch zu vererben. In der 
Vergangenheit waren Nichtrömer in dem Be-
reich massiv benachteiligt, was besonders für 
diejenigen von ihnen spürbar war, in deren Fa-
milien andere Personen über das römische 
Bürgerrecht verfügten. Die kompromittierende 
Annahme Cassius Dios, der Kaiser habe tat-
sächlich nur das Steueraufkommen, konkret 
eine Erhöhung der Einnahmen aus der Erb-
schaftsteuer, im Blick gehabt, setzt an dieser 
Stelle an: In der Tat entrichteten nur cives Ro-
mani nach römischem Recht Steuern auf Erb-
schaften – eben aufgrund der Tatsache, dass 
auch nur sie nach römischem Recht testier- 
und erbberechtigt waren. In der Forschung do-
miniert mittlerweile die Annahme, dass die 
vorrangige Intention Caracallas nicht auf die-
ser Ebene zu suchen ist: schlicht des Um-
standes wegen, dass die allermeisten vermö-
genden Einwohner, welche die Erbschaftsteu-
er primär tangierte, lange zuvor den Status rö-
mischer Bürger erlangt hatten.11
Bis vor wenigen Jahren massiv umstritten war 
auch, wie viele Menschen überhaupt von der 
Bestimmung proﬁtierten. In der Forschung der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde teils 
angenommen, es habe sich nur um eine sehr 
kleine Zahl gehandelt, da die meisten ohnehin 
schon Römer waren oder aber, weil noch im-
mer erhebliche Gruppen ausgeschlossen wor-
den seien.12 Dies wird heute so nicht mehr ver-
treten.13 Absolute Zahlen existieren freilich 
nicht. Das wichtigste Indiz liefert die Ausbrei-
tung des Familiennamens ‚Aurelius‘ – des 
nomen gentile des Kaisers. Es war üblich, dass 
jemand, der vom Kaiser mit dem Bürgerrecht 
bedacht worden war, dessen Namen als eige-
nen Familiennamen annahm. Studien zu dem 
Gegenstand haben ergeben, dass der Name 
‚Aurelius‘ seit 212/13 deutlich zunahm und in 
den Provinzen des östlichen Reichsteils na-
mentlich unter den nichtprivilegierten Bevölke-
rungsgruppen zum am stärksten verbreiteten 
nomen gentile überhaupt avancierte.14 Die 
Ausmaße der Bürgerrechtsverleihungen waren 
wohl tatsächlich singulär und überstiegen 
sämtlich andere Maßnahmen dieser Art, die 
wir aus der Geschichte kennen.
III. Zur welthistorischen Relevanz
Eine Besonderheit der Regelung, die gerade 
mit Blick auf heutige Fragen von Staatsbürger-
schaft und Zugehörigkeit zu politischen Ver-
bünden instruktiv scheint, ist darin zu sehen, 
dass sie weder nivellierenden Charakter hatte 
noch mit einer Zentralisierung von Herrschaft 
einherging. Darin unterscheidet sie sich von 
den meisten anderen illustren Beispielen der 
Konstitutions- und Bürgerrechtsgeschichte. Die 
Menschen wurden römische Bürger, behielten 
aber – sofern vorhanden – ihr früheres Bürger-
recht. Das war besonders im Osten des Reiches 
relevant, der durch die griechische Stadtkultur 
geprägt war. Jede Stadt hatte hier ein eigenes 
Bürgerrecht. Man war also gleichzeitig rö-
mischer Bürger und Bürger seiner Heimatstadt. 
Auch regionale Rechtstraditionen blieben ge-
wahrt – das galt für städtische wie ländliche Re-
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gionen gleichermaßen.15 Das römische Recht 
wurde nicht oktroyiert.16 All das regelt in un-
serem Edikt eine Salvationsklausel, die die 
Rechte der Heimatgemeinden bzw. die Pﬂich-
ten der Bürger diesen gegenüber ausdrücklich 
bestätigt (Z. 8f.).
Wir haben es insgesamt mit einem erheb-
lichen Maß an Pluralität in rechtlicher wie 
auch administrativer Hinsicht zu tun, was mit 
der Art der Organisation römischer Verwaltung 
zusammenhängt. Ein Großteil der öffentlichen 
Aufgaben wurde im Römischen Reich auf regi-
onaler und lokaler Ebene bewältigt; nur wenig 
wurde zentral geregelt. Das geschah freilich 
nicht aus prinzipiellen Beweggründen heraus, 
sondern war pragmagisch bedingt – nichtsde-
stotrotz bildet dieses Phänomen einen interes-
santen Referenzpunkt für aktuelle Diskussi-
onen zum Subsidiaritätsprinzip.17
Den Zeitgenossen, die sich zur Constitutio ge-
äußert haben, hat sich die Bedeutung des Ge-
genstandes offenkundig nicht erschlossen. Ihre 
Wahrnehmung ist überschattet durch das Bild 
Caracallas. Einschlägig ist hier der mehrfach er-
wähnte Cassius Dio. Sobald man sich aber von 
der Person des Kaisers und dessen mutmaß-
lichen Intentionen löste, entstand ein anderer 
Eindruck. Das lässt sich bereits in den Jahrhun-
derten nach Caracalla beobachten,18 aber auch 
in der nachantiken Rezeption etwa in der Frü-
hen Neuzeit.19 Die Tatsache, dass (beinahe) alle 
freien Bewohner über das Bürgerrecht ver-
fügten, wurde dann tatsächlich als außerge-
wöhnliche Errungenschaft perzipiert. Aller-
dings geriet dabei ein wenig ins Hintertreffen, 
dass dieser Zustand durch einen konkreten Er-
lass, eben die Constitutio Antoniniana, ge-
schaffen wurde. Bleibt zu hoffen, dass dies – 
nach Aufnahme des Gießener Papyrus in das 
‚UNESCO-Weltdokumentenerbe‘ Ende Okto-
ber 2017 – stärker ins Bewusstsein gelangt.
Aus der Rückschau betrachtet ist unstrittig, 
dass das Dekret den erstrangigen Doku-
menten der Bürger- und Menschenrechtsge-
schichte zuzuordnen ist. Eine Besonderheit 
der Constitutio ist dabei – neben der aus-
drücklichen Anerkennung gewachsener poli-
tischer und rechtlicher Strukturen – vor allem 
in ihrer tendenziell globalen Ausrichtung zu 
sehen: Sie beschränkte sich nicht auf einen 
einzelnen Kontinent oder gar einen National-
staat, sondern zielte auf die Integration von 
Menschen dreier Erdteile mit sehr unterschied-
lichen ethnischen und kulturellen Hintergrün-
den.
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